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Die Einberufung des Landtages. 


Am 14. Januar beginnt die neue Sitzung des 
Landtages. Wir werden alſo bald hören, ob die 
Miniſter das nach unſerer und des Volkes Anſicht 
Nöthige thun, um das preußiſche Volk und ſeine Regie⸗ 
rung auszuſöhnen, wir fürchten jedoch, daß fie es nicht 
e e weil ſie glauben, daß ſie das Ihrige ſchon 
gethan haben. Sellten wir uns aber darin irren, nun, 
jo find die regierungsfreundlichen Blätter an unſeren 
grundloſen Befürchtungen allein Schuld. Denn dieſe 
Blätter predigen ja alle Tage, daß wir gar feinen ver⸗ 
nünftigen Grund mehr hätten, mit der? egierung un⸗ 
zufrieden zu fen Sie ſagen: „eine Regierung, die 
Schleswig⸗Holſtein den Dänen entriſſen hat, iſt ſicherlich 
eine ſo vortreffliche Regierung, daß ein patriotiſches 
Völk ihr Alles erlauben muß. Eine Regierung, die 

einmal einen ordentlichen Krieg Al hat, iſt immer 
in ihrem Rechte. Wie in Feindesland, ſo kann ſie auch 
im eigenen Lande thun und laſſen, was ſie will. Es 
iſt Alles in der Ordnung, wenn auch in den wichtigſten 
Dingen die Geſeggebung drei Jahre lang und länger 
ſtille ſteht. Es 1 ganz vortrefflich, wenn eine ſolche 
Regierung ſchon zwei 1 lang vor ihren Kriegen 
und Siegen angefangen hat, die Gelder des Landes 
ohne die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung des Abgeord⸗ 
netenhauſes zu verausgaben, und wenn ſie an dieſes Ab⸗ 
geordnetenhaus ſich gar nicht oder nur dann kehrt, wenn 
es ihr gerade paßt“. Die Herren ſcheinen damit ſagen 
zu wollen, „daß ein Miniſter, der Düppel habe ſtürmen 
laſſen, dadurch das Recht bekommen hat, auch gegen 
die Verfaſſung und die Geſetze des Landes und gegen 
die Freiheit und die Rechte der Bürger Sturm zu laufen.“ 


Es verſteht ſich, daß kein geſcheuter Menſch im Lande 


ſich ſolche Dinge in den Kopf ſetzen läßt. 
Wir haben aber noch einen anderen Grund, um an 
den verſöhnlichen Geſinnungen der Miniſter zu zweifeln. 
ieſer andere Grund liegt darin, daß die Miniſter 
en Landtag erſt in dem letzten, durch den 
Artikel 76 der Verfaſſung erlaubten Termine 
einberufen. Dieſer Artikel lautet: 


„Die beiden Häuſer des Landtages der Monarchie 
werden durch den König regelmäßig in dem Zeit⸗ 
raum von dem Anfange des Monats November jeden 
Jahres bis zur Mitte des folgenden Januar, und 
außerdem, jo oft es die Umftände erheiſchen, 
einberufen.“ . 

Wir meinen, daß die „Umſtände“ es erheiſcht 


1 ſchon zu Oſtern des vorigen Jahres einen neuen 


andtag einzuberufen. Das Herrenhaus hatte nämlich 
am 24. Januar das von dem Abgeordnetenhauſe an⸗ 
genommene Staatshaushaltsgeſetz für das Jahr 1864 
verworfen, und zwar hatten die Miniſter, welche Mit⸗ 
lieder der erſten Kammer ſind, mit der Majorität ge⸗ 
ſtimmt. Wollten die Minister daher nicht das ganze 
Jahr ohne Ermächtigung durch ein Geſetz die Staats⸗ 
gelder verausgaben, ſo mußten ſie, ſo bald wie möglich, 
einen neuen Landtag mit einem neuen Abgeordneten⸗ 
10 zur Beſchlußnahme über ein neues Staatshaus⸗ 

eit deb berufen. Das aber haben ſie nicht gethan. 
Sie haben eben die „Umſtände“ anders beurtheilt, als 
das Volk. 

Aber die Herren Miniſter haben es auch nicht ver⸗ 
meiden wollen, daß das Jahr 1865, eben ſo wie die 
drei vorhergehenden Jahre, ohne Staatshaushaltsgeſetz 
begönne. Hätten ſie das vermeiden wollen, nun, ſo 
hätten ſie den Landtag zu ſeiner „regelmäßigen“ Sitzung 
nicht am letzten, ſondern am erſten Termine, oder, wenn 
zes die Umftände erheiſchten“, ſchon früher einberufen. 
Die Richtſchnur 1 Verhaltens in dieſer Hinſicht 
mußte nicht der bloße Buchſtabe des Artikels 76, 
ſondern der Buchſtabe und Sinn des Artikels 99 
ſein, dieſer aber lautet: 

„Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müſſen 

für jedes Jahr im Voraus veranſchlagt und auf den 
Staatshaushaltsetat gehracht werden. — Letzterer 
wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt.“ 

Wollten fie alſo dieſem Artikel gerecht werden, ſo 
mußten ſie dem Abgeordnetenhauſe den Staatshaushalts⸗ 
etat ſchon vor dem Beginne des Jahres 1865, und 
zwar ſo zeitig vorlegen, daß derſelbe ſpäteſtens am 
31. Dezember 1864 „durch ein Geſetz feſtgeſtellt“ 


werden konnte. Die Minifter haben das aber nicht 
gethan, und wir müſſen daher fürchten, daß das Jahr 
nicht blos in ſeinem Anfange, ſondern in ſeinem ganzen 
Verlaufe den vorhergehenden Jahren gleichen und das 
vierte Jahr werden ſoll, in welchem die Staatswirth⸗ 
ſchaft ohne geſetzlich feſtgeſtellten Etat, alſo, wie die 
regierungsfreundlichen Blätter ſelbſt zugeſtehen, ohne 
Beobachtung des Artikels 99 der beſchworenen Ver⸗ 
faſſung geführt werden. Und doch gehört, wie wir 
neulich gezeigt haben, der Artikel 99 vorzugsweiſe zu 
denjenigen Artikeln unſerer Verfaſſung, in welchem klar 
und beſtimmt der uralte deutſche Rechtsgrundſatz an⸗ 
erkannt iſt: „Wo wir nicht mitrathen, da wir 
nicht mitthaten.“ 

An dieſem Rechtsgrundſatze, ſo weit er durch die 

A und die Geſetze anerkannt iſt, muß das 
Abgeordnetenhaus unter allen Umſtänden feſthalten. 
Aber wir müſſen auch bedenken, daß die Abgeordneten 
ohne uns, daß ſie ohne das Volk nichts vermögen. Es 
iſt eine Ehrenpflicht für uns, daß wir die Männer 
nicht im Stiche laſſen, die wir ſelbſt zu unſeren Ver⸗ 
tretern erwählt haben. Dieſe Männer haben ſich auf 
den ſchwierigſten und geradezu gefährlichſten Poſten ge⸗ 
ſtellt, den man heutigen Tages in unferem Staate ein⸗ 
nehmen kann. Sie haben allen Vortheilen entſagt, 
welche die Gunſt der Mächtigen gewähren kann, und 
ſie haben ſich allen Nachtheilen ausgeſetzt, die die Un⸗ 
gunſt derſelben über das Haupt eines Mannes herauf⸗ 
zubeſchwören vermag. Sie haben das gethan mur 
unfertwegen, mut, um nach beſtem Ermeſſen mit 
ihren Kräften das Recht und die Wohlfahrt des gan⸗ 
zen Volkes zu ſchirmen, deshalb wäre es uns ſogar 
dann, wenn wir gar nicht denken wollten an die Mühen, 
die ſie für uns übernehmen, und an die Opfer, die ſie 
für uns bringen, doch durch unſer eigenes Ehrgefühl 
geboten, daß wir die Vertreter unſeres Rechtes, daß 
wir die Männer, die wir als unſere Geſandten an 
unferen König geſchickt haben, mannhaft in Schutz nehmen 
gegen jegliche Unbill, die ihnen und in ihnen uns ſelbſt 
wieder 9985 könnte. Endlich gebietet es die Pflicht 
egen unſer Vaterland, gegen unſere Mitbürger und 
Freunde und Nachbarn, ja es gebietet die Pflicht der 
eigenen Selbſterhaltung, daß wir mit der Würde und 
dem Anſehen des Abgeordnetenhauſes zugleich das Recht 
des Landes und ufer eigenes Recht ſchützen. 

Wie die Abgeordneten zu uns, ſo feſt und 
treu müſſen wir auch zu ihnen halten. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Das Intereſſe wird ae durch die 
am Ende dieſer Woche erfolgende Eröffnung der Kammer 
in Anſpruch genommen, ſo wie durch die Frage: Wie lange 
wird das Bündniß zwiſchen Oeſterreich und Preußen noch 
dauern? Auf Diele Frage kommen wir unter Schleswig ⸗ 
Holſtein zurück; was die Eröffnung des Landtages anbe⸗ 
trifft, ſo wird uns die Thronrede des Könige hoffentlich 
eine klares Bild der Lage geben und uns zugleich erkennen 
Yaffen, ob ein Weg zur baldigen Löſung des Konfliktes mög⸗ 
lich iſt, oder nicht. 


Ein Ausfall, welchen die Provinzialkorrreſponden 
einigen Wochen auf uns gemacht hat, und Ei uns, ui 
das ja bei der gehe rimiſwollen Verbreitung dieſes Blattes 
ganz erklärlich ift, erſt ſpät zu Geſicht gekommen iſt, nöthigt 
Uns, heut auf eine ſchon mehrere Mal beſprochene Frage, näm⸗ 
lich, wer die neue Grundſteuerregelung verſchuldet habe, wieder 
zurückzukommen. Die Provinzialkorreſpondenz hat ſich nämlich 

egen den Vorwurf der Verdrehung, welchen wir ihr gemacht 
12 dadurch vertheidigt, daß ſie behauptet, nicht die Fort⸗ 
chrittspartei, ſondern die liberale „fortſchrittliche“ Mehrheit 
des Abgeordnetenhauſes gemeint zu haben. Hierin liegt aber 
eine neue Verdrehung, indem ſie eine Verwechſelung der 
liberalen Partei, welche natürlich nicht den Rückſchritt, ſondern 
den Fortſchritt will, mit der entſchieden liberalen Partei, 
welche unter dem Namen „zFortſchrittspartei“ bekannt iſt, 
nicht nur ermöglicht, ſondern eine ſolche Verwechſelung ſogar 
zu wünſchen ſcheint. Um dies Verfahren der Provinzial⸗ 
wir nad ß unſeren Leſern ganz klar hinzuſtellen, wollen 
wir kurz die einzelnen Thatſachen wiederholen. Auf den 
Bericht eines Freundes, der und mittheilte, in der Pro⸗ 
vinz wollten die Feudalen den Bauern weiß machen, die 
Jortſchrittspartei ſei an der Einführung der Grundſteuer 
Schuld, erklärten wir: die Fortſchrittspartei habe zur 
Zeit der Bewilligung jener Steuer noch gar nicht 
beſtan den und die ſpäteren Mitglieder der Partei, 
welche ſchon 1861 in der Kammer ſaßen, hätten 
gegen die Grundſteuergeſetze geſtimmt. Dieſes be⸗ 
wieſen wir aus den ſtenographiſchen Berichten. 

»Die Provinzialkorreſpondenz, welche mit Beſorgniß ſehen 
mochte, daß ſo ihren Freunden ein zwar nicht ehrliches, aber 
für eine Partei, die vor nichts zurückſchreckt, doch recht brauch⸗ 
bares Agitationsmittel aus der Hand gewunden würde, ſtellte 
ſchleunigſt den Verſuch an, aus denſelben Kammerberichten 
das Gegentheil zu beweiſen. Nachdem wir nun aber auf- 
BR daß fie die, mit mehreren zur Fortsſchrittspartei ge- 

örenden Abgeordneten gleichlautenden Namen benutzt hat, 
um bei ihren Leſern die cu zu veranlaſſen, als ob 
doch eine große Anzahl von Mitgliedern der Fortſchrittspartei 
für die Grundſteuer geſtimmt häkten, verſucht ſie ſich dadurch 
berauszuziehen, daß fie ſagt: „ſie habe gar nicht von der 
Fortſchrittspartei, ſondern von der jetzigen Kammermehrheit 
geſprochen.“ Ob dies wahr iſt, oder nicht, können wir gar 
nicht ermitteln, da ſich die i e Ieuuhen) fo ſorg⸗ 
fältig vor ihren Gegnern verbirgt und wir ihre Artikel nur 
aus den Auszügen anderer Blätter kennen. Jedenfalls iſt 
in dieſem Rechtfertigungsverſuch eine neuere Verdrehung ent⸗ 
halten. Wir haben allein von der Fortſchrittspartei 
geſprochen und konnten unmöglich erwarten, daß 
die Provinzialkorreſpondenz unſere Erklärung, 
daß dieſelbe an der Einführung der Grundſteuer⸗ 
geſetze keinen Theil habe, durch die Behauptung werde 
widerlegen wollen: die Gothaer hätten für die Grund ⸗ 
ſtieuergeſetze geſtimmt. Daß a RN iſt, weiß die 

anze Welt, nichts deſto weniger will die Provinzialkorre⸗ 
pondenz ihren Leſern glauben machen, wir hätten dieſe That⸗ 
ſache beſtreiten wollen. Sie vergißt dabei nur, daß unſer 
Blatt jedenfalls aufmerkſamere Leſer haben wird, als das 
ihre, da wir es nicht mit Zwangskours verbreiten laſſen, wie 
das von den Landräthen (z. B. in Thorn) mit der Provinzial ⸗ 
korreſpondenz geſchieht. 

Uebrigens find wir faſt zu der Ueberzeugung gekommen, 
daß die Provinzialkorreſpondenz jene erte äuſchung ihrer 
Leſer nicht abſichtlich vorgenommen habe. In demſelben Ar- 
tikel erklärt fie, ſich allerdings in Bezug auf einen Abgeord⸗ 
neten geirrt zu haben: der Abgeordnete Groote von 1861 


i ei gehört. Zu dieſem Irrthum ift 
hate dur Tathotichen, Darig, Br verleitet worden, weil wir 
ſagten: es wäre der erzbiſchöfliche Kanzler von Groote ge⸗ 
weſen. Hieraus hat fie wa Fe jenen Schluß gezogen. Herr 
von Groote hat aber niemals zur katholiſchen, 
ſondern immer zur Binde» Schwerinſchen Partei 
gehört, von 1852-1861. Wir geben daher der Pro⸗ 
vinzialkorreſpondenz den Rath, ſich in Bezug auf parlamen- 
tariſche Dinge mit uns in keinen Streit einzulaſſen, ſie iſt 
dazu zu unwiſſend. ; , 

Für die Nachwahl in Berlin (IV. Wahlbezirk) ſind bis 
jetzt die Herren Aſſeſſor Lasker, Dr. G. Weiß und der 
Stadtverordnete Halske vorzugsweiſe in Ausſicht genom⸗ 
men. Aus dem Kreiſe Hagen wird uns mitgetheilt, daß 
dort die freiſinnige Partei den neulich von uns als Kandidaten 
erwähnten Herrn Herrmann Kamp En für geeignet er- 
achtet, fie zu vertreten. Sie hat Herrn Reincke als Kan⸗ 
didaten anfgeſtellt. Im Wahlkreis Drieſen⸗Friedeberg 
iſt von der altliberalen Partei der frühere Abgeordnete von 
Saucken⸗Julienfeld als Kandidat aufgeftellt worden; die 
konſervative Partei hat den Landrath des Kreiſes, Herrn 
v. Bornſtedt aufgeftellt. 

Am 8. d. Mts. iſt zu Sorau der Abgeordnete Calow, 
Kreisgerichtsdirektor a. D., geſtorben. Er hatte kurz vor 
feinem Tode feinen Abſchied aus dem Staatsdienſt genom- 
men, weil er wegen ſeines politiſchen Verhaltens auf Dis⸗ 
ziplinarwege zur Strafverfegung verurtheilt war. Das Land 
verliert in ihm einen pflichtgetreuen Volksvertreter. . 

In Breslau hat das Stadtgericht in zwei Klagen des 
Abgeordneten Selten gegen den Ju 1 0 u entſcheiden 
gehabt. Die eine iſt von dem Bagate mr zu Un⸗ 
gunſten des Klägers, die andere von der Prozeßdeputation zu 
Gunſten des Klägers entſchieden worden. 

Das Urtheil erſter Inſtanz gegen den Abgeordneten Dr. 
Jacoby auf ſechs Monate und gegen den Redakteur Dr. 
Wackernagel auf vier MonateGefängnif iſt vom Kammer⸗ 
gerät zu Berlin beſtätigt worden. 

Die Stadtverordnetenverſammlung zu Pyritz hat dem 
vpn oer“ degierung als Stadträth nicht beſtätigten Stadtver⸗ 

ordneten Krauſe ihr Vertrauen dadurch bewieſen, daß ſie 
ihn zum Stadtverordnetenvorſteher gewählt hat. In Tan⸗ 

ermünde hat die Regierung viermal die Wahl eines 

athmanns nicht beſtätigt. In Stettin wurden die Herren 
Direktor Kleinſorge, Oberlehrer und Abgeordnete Schmidt 
(Randow) und Profeſſor Schmidt zu Stadtverordneten ge⸗ 
wählt, aber den beiden erſten iſt die Annahme der Wahl von 
der Aufſichtsbehörde nicht geſtattet worden. Die zu Schul⸗ 
deputirten in Anklam gewählten Herren Kaufmann A. Ret⸗ 
ter, Kaufmann F. Bremer und Dr. Schmidt find von. 
der Regierung nicht beſtätigt worden. In dem Dorfe Alt⸗ 
Schöneberg bei Berlin iſt der zum . gemachte 
Bauergutsbeſitzer Th. Bergemann nicht beſtätigt worden. 
In Hattingen hat die Wahl des Stadtverordneten Keuz⸗ 
ler Benz Mitglied des Kuratoriums der höheren Bürgerſchule 
die Beſtätigung nicht erhalten. 

Schleswig⸗Holſtein. Die proviſoriſche Regierung, welche 
Oeſterreich und Preußen eingeſetzt haben, ſcheint auf eine Iange 
Dauer berechnet zu fein, und wenn biefelbe erſt dann ihr Ende 
erreichen ſoll, wenn ſich beide Staaten über die Schritte, 
welche ſie zur Regelung der Erbfolgefrage thin wollen, ver⸗ 
&inbart haben, ſo dürfte ihre Cxiſtenz allerdings für viele 

ahre geſichert ſein. Oeſterreich verlangt, wie mitgetheilt 
wird, mit der größten Entſchiedenheit, daß erſt die Erbfolge ⸗ 
alt entſchieden werde, ehe irgend ein Abkommen über die 
künftige Stellung der Herzopthümer zu Preußen getroffen 


werde, und außerdem verlangt es, daß bei der Regelung 
dieſer Stellung der Bund mitwirken ſolle. Das iſt gerade 
das Gegentheil von dem, was die preußiſche Regierung ver⸗ 
langt, und es erhellt daraus, auf wie ſchwachen Füßen in 
dieſem Augenblick das Bündniß zwiſchen beiden Staaten ſteht. 
Oeſterreich. Der Reichstag hat der Regierung die Vor⸗ 
lage wegen des Staatshaushaltsgeſetzes mit dem Erſuchen 
zurückgegeben, die Ausgaben 115 verringern, widrigenfalls der 
Reichsrath ſelbſt die ihm nothwendig und zuläſſig erſcheinen⸗ 
den Streichungen vornehmen werde. . , 
Italien. Der Geſetzentwurf wegen Einziehung der Kirchen⸗ 
üter wird mit nächſtem im Parlament zur Verhandlung 
ommen. Die Geiſtlichkeit, welche die Amame deſſelben mit 
Sicherheit vorausſieht, ſucht das Volk durch alle Mittel gegen 
dieſe Maßregel einzunehmen, ohne daß fie jedoch den drohenden 
Schlag wird aufhalten können. 


Prüfet Alles und behaltet das Beſte. 

Das Volk hat die aus den Herzogthümern heimkehrenden 
Sieger in jeder Weiſe geehrt. Mit der augenblicklichen Feier 
gingen bleibende Stiftungen für die Verwundeten Hand in 
Hand. Alt und Jung, Arm und Reich, Vornehm und Ge⸗ 
ring, Demokraten und Reaktionäre betheiligten ſich an der 
Siegesfeier und bewieſen, daß alle Schichten der Bevölkerung 
von gleich reger Theilnahme für die Kämpfer beſeelt waren. 

In Preußen hat das Heer ſtets eine wichtige Rolle ge⸗ 
12 und das Schickſal des Landes iſt mit dem des Heeres 
tets innig verknüpft geweſen. Hieraus erklärt ſich ne daß 
es ſo oft zum Zankapfel der verſchiedenen Parteien geworden 
iſt. Friedrich der Große hat einmal geäußert, daß die ver⸗ 
ſchiedenen Fürſten Europas nur darum vor einander ſicher 
wären, weil ihre Heere nicht viel vor einander voraus hätten, 
das heißt, gleich wenig taugten. Zu derſelben Zeit ſagten 
aber Mirabeau und einige andere Franzoſen, welche ihre Be⸗ 
wunderung des großen Königs nach Berlin geführt hatte, 
ſeinem Heere den Untergang voraus. 

Das preußiſche Heer beſtand damals theils aus frei ge⸗ 
worbenen, theils aus widerwillig zu Soldaten geſtempelten 

Leuten, für die es kein Recht gab. Sie kannten keinen 
ſchlimmeren Feind, als ihre Offiziere, welche ſich auf ihre 
Koſten bereicherten. Die unverhältnißmäßig niedrigen Ruhe⸗ 
gehälter machten den Offizieren Erſparniſſe zum ſpäteren 
ebensunterhalte 1 Jenes unrechtmäßige Be⸗ 
reichern wurde daher ſo eifrig betrieben, daß das Einkommen 
eines e e damals auf 4000 Thlr. und darüber 
geſchätzt wurde. Weil die Kompagnieen aber ſo einträgli 
waren, wurden ſie auch von den höheren Offizieren, auch na 
ihrem Aufrücken in die höheren Stellen, beibehalten. Die 
Folge hiervon war, daß jede Einſprache wider die Mißbräuche 
u weshalb dieſe daher immer größer wurden und die 
rauchbarkeit. des Heeres tiefer und tiefer ſank. = 
Auch in anderen Ländern herrſchten im Heerweſen ähnliche 
Mißbräuche wie in Preußen, überall wurde auf Abftellung 
derſelben een en. In Preußen war es jedoch höchſt ge- 
fährlich über dieſalben zu ſprechen oder gar zu ſchreiben, wie 
dies ſogar noch ſpäter das unglückliche Schickſal des geiſt⸗ 
reichen Militärſchriftſtellers Heinrich von Bülow bewies, des 
älteren Bruders des berühmten Generals, der feine Frei⸗ 
müthigkeit mit Jahre dauernder Feſtungehaft zu büßen hatte. 
Nur Ablige konnten damals Offiziere werden, während der 
gebildetere Theil der Bevölkerung nicht dienſtpflichtig war 
und ſich um das Heerweſen nicht kümmerte. Der Adel aber 
ab in den fo gewinnreichen Mißbräuchen deſſelben eine Ver⸗ 
Teen für ſeine jüngeren Söhne. Als daher der 
Nachfolger Friedrich des Großen helfen wollte, ſo weit ſeine 


Einſicht reichte, wußte ihn ſeine adlige Umgebung davon 
zurückzuhalten. Dazu wurde namentlich der gelungene Zug 
gegen Holland gebraucht. Der daſelbſt erreichte Erfolg wurde 
als Beweis der Vortrefflichkeit des preußiſchen Heeres und 
als etwas Ungeheures geprieſen, ſo daß der König ganz von 
feinen Aenderungsplänen zurückkam und zuletzt jede Neuerung 
als ſtaatsgefährlich verabſcheute. 

Die Holländer hatten nämlich den Erbſtatthalter, welcher 
das Land an England verrieth, verjagt und deſſen Gemahlin, 
die Schweſter des Königs, an der Grenze zurückgewieſen. 
War das auch mit aller Achtung geſchehen, ſo bildete es 
doch in jener Zeit einen Grund zum Kriege. Ein preußiſches 
Heer rückte in Holland ein und unterwarf dieſes Land, das 
zu ſeiner Vertheidigung nur mit unbrauchbaren Waffen be⸗ 
wehrte Bürgerſoldaten hatte, mit leichter Mühe. Wenn ein 
ſolcher Zug auch nichts bewies, fo wurde er doch als uner- 
horte Heldenthat geprieſen. Die Kraft und Tapferkeit des 
Einzelnen, zu deren Uebung ſich damals, wie ja auch ſpäter noch 
Gelegenheit fand, wurde beſonders hervorgehoben, um von den 
Gebrechen des Sn abzuziehen. So wurde jene Selbft- 
täuſchung über den Werth des Heeres erhalten, die jede Beſſe⸗ 
rung der großen Mißbräuche verhinderte, aus denen 1806 
der Untergang der ganzen Armee V egleg 

Dem neueſten Kriege mit Dänemark war ein noch längerer 
Frieden, als dem damaligen Zuge nach Holland vorangegan⸗ 
en. Wir können uns daher nicht darüber wundern, daß der 
ubel über den erreichten Erfolg lauter geworden iſt, als es, 
gegenüber einem ſo ſchwachen Gegner, ſchicklich ſcheinen möchte. 

8 liegt dieſe Freude zu ſehr in der menſchlichen Natur. In 
dem Maße jedoch, als der berauſchende Lärm verſtummt, 
muß die ernſte Prüfung beginnen. Nur nach vorangegange 
ner rückhaltsloſer Aufdeckung können die vorhandenen Schäden 
gebeffert werden. Alle Klaſſen find in unſerem Heere ver⸗ 
kreten, das Waffenwerk iſt kein adliches Vorrecht mehr; leb⸗ 
haftere Theilnahme und größer gewordenes Verſtändniß 
berechtigen daher zum Mitſprechen und Prüfen. Dabei iſt 
der Vorwurf der Gehäſſigkeit um ſo weniger zu fürchten, 
als erſt ganz kürzlich die regſte Theilnahme durch Wort und 
That bewieſen wurde. , 

Das Kraftverhältniß der Streitenden war im deutſch⸗ 
däniſchen Kriege ſo, daß über den Ausgang niemand im 
Zweifel ſein konnte. Wer jemals den Arm zum Streite 
hob, weiß, wie ermuthigend das Gefühl der Ueberlegenheit 
iſt. Dieſes Gefühl, welches aber dem gleich ſtarken oder 
ſtärkeren Gegner gegenüber fortfällt, ſpielte in dieſem Feld⸗ 
zuge eine große Rolle und ſchwächt daher die Kraft des 
Beweiſes, welcher durch den Verlauf deſſelben für die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Umbildung unſeres Heeres gebracht worden 
ſein ſoll. Hierzu kommt noch, daß der Gegner in ſeiner 
Unternehmungsluſt, durch das Gefühl, der Schwächere zu 
ſein, gehemmt wurde. Außerdem war unter den e 
Offizieren eine große Partei dem Kriege abgeneigt. Ein 
Theil derſelben ſah in der Landes hauptſtadt und in der 
dortigen demokratiſchen Regierung den gefährlichſten Feind. 
Ein ſolcher Zuſtand mußte Mißtrauen und Uneinigkeit im 
Gefolge haben. Auch dieſe Zerfahrenheit des Gegners muß 
bei der Beurtheilung des Feldzuges in Betracht gezogen 
werden, weil auf ihre Wiederholung nicht gerechnet werden 
kann. Während der Däne durch ſeine Schwäche von Hauſe 
aus auf die Vertheidigung angewieſen wurde, hielt ihn dieſe 
Zerfahrenheit auch von ſenen kleinen Angriffen ab, welche 
ohne alles Wagniß ſo weſentlich zur Verbeſſerung der Stim⸗ 
mung beitragen. Stets angegriffen, fortwährend auf dem 


Rückzuge, von großentheils mißmuthigen Offizieren befehli 

wurde der däni . Seat endlich Tele aa > 1 
zuletzt jene hoffnungsloſe Stimmung, welche den Sieg um 
möglich macht. Dürfen unſere Truppen aber erwarten, in 
nächſtem Kampfe abermals einem ſolchen Feinde gegenüber 
zu ſtehen? Jedenfalls hatte unſere Heeresbildung nicht den 
geringſten Antheil an dieſen Erſcheinungen, welche doch ſo 
weſentlich zum Erfolge beitrugen. 

Der deutſch⸗däniſche Krieg wurde bei Düppel entſchieden, 
wodurch er ſich als ein Belagerungskrieg geſtaltete. Da die 
7 ſich auf Störung der Belagerer durch Ausfälle 
und Abſchneiden der Verbindungen nicht einließen, ſo war 
die e Truppen verhältnißmäßig eben ſo leicht, 
wie in einem Manöverlager. Da das Heer lets ohne Troß 
auftrat, ſo wurde in Bg auf deſſen Leitung, Weiter⸗ 
beförderung und Unterbringung auch nicht mehr geleiſtet, 
als bei Manövern verlangt wird. Es iſt dies aber gerade 
eine der ſchwierigſten Leiſtungen, welche der Armeeverwaltung 
obliegen. Die Beweglichkeit des Heeres beſtimmt ſeinen 
Werth, und gerade in dieſer Richtung bot der ſchleswig⸗ 
bolſteiniſche Feldzug keine Gelegenheit, etwas zu leiſten. Auch 
in der Verfolgung des ſich zurückziehenden Feindes hat unſre 
Armee, aus Gründen, deren Erörterung uns zu weit führen 
würde, keine nennenswerthen Erfolge gehabt. 

Manches Gute würde darum verſäumt, manches Unzwed- 
mäßige würde erhalten werden, wollte man die Siege von 
Düppel und Alſen als Beweis der über jeden Tadel er⸗ 
habenen Einrichtung unſrer Armee anſehn. Die weniger 
glänzenden Anfänge des Felbauges dürfen nicht unberüdfih 

tigt bleiben. Bei Düppel und Alſen entſchied die Tapferkeit, 
welche mit per Heereseinrichtung nichts zu thun hat, im An⸗ 
Fa des Feldzuges aber kam es auf die zweckmäßige Ge⸗ 
taltung des Heeres an. Darum muß, wenn jene dort den 
Ausſchlag gab, hier doch ganz beſonders ſorgfältig geprüft 
werden, weil die Tapferkeit, wenn ſie von der Heeresbildung 
55 ir San vet, 3 zuletzt auch den an weile 

ies ba re lich noch in neuſter Zeit bei dem 
engen Kriege der Fr 2 fer 3 


rreid eigt. 
Heute wollen wir uns mit dieſen Andeutungen begnügen, 
behalten uns jedoch vor, gelegentlich auf den jo wichtigen 
Gegenſtand zurück zu kommen. 


Sprechſaal. 

Napoleon's Urthtil über die Rheinbundsfürſten. Als 
Napoleon I. ſich im Jahre 1806 auf der Rückkehr von Wien 
in München aufhielt, wo die a ſeines Stiefſohns, 
des Vicekönigs von Italien, mit einer bairiſchen Prinzeſſin 

efeiert wurde, fagte er eines Tages zum würtembergiſchen 
remierminiſter Grafen Normann: „Ihr Herr hat ſeine 
Unterthanen lange weinen gemacht, i mache fie lachen, in⸗ 
dem ich ihn zum König ernannt habe. (Leben des Feld⸗ 
marſchalls Gneiſenau von Pertz, I., Seite 104.) 

— Wir erhalten folgende Juſchrift: Da unter den Be⸗ 
wohnern kleinerer Städte, ſowie des Landes, der größte 
Theil mit dem Inhalte der preußiſchen Perfaſſungsurkunde 
noch unbekannt iſt, wäre es da wohl nicht wünſchenswerth, 
die Verfaſſungsurkunde nach und nach, wenn 1 jedes 
Mal einige Artikel, durch „die Verfaſſung“ den bonnenten 
mitzutheilen? Gewiß würde ſich ein Jeder dafür intereſſiren.“ 
Es ſind uns auch von anderen Seiten ähnliche Wünſche aus⸗ 
gedrückt worden, und werden wir daher, von einer der nächſten 
Nummern anfangend, fortlaufend den ganzen Text der Ver⸗ 
faſſung abdrucken. 
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